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Vorwort

Mit der Fortschreibung der Rechtsprechung zur Rechtmäßigkeit der Regional- wie der Flächen-
nutzungsplanung ergeben sich zahlreiche und mit bisweilen erheblichen Schwierigkeiten in der 
Umsetzung verbundene – teils völlig neue – Anforderungen an die planerische Tätigkeit.

Der Befund resultiert einerseits aus von den Gerichten postulierten Voraussetzungen an 
die originäre Plangestaltung, wenn es etwa unabdingbarer Notwendigkeit entsprechen soll, 
zwischen harten und weichen Tabukriterien zu differenzieren.

Andererseits ergeben sich gerade daraus weiterhin mittelbare Konsequenzen für die pla-
nerischen Festsetzungen und deren Implementierung in das zu erstellende Reglement.

Das gilt zunächst für die Handhabung der richterrechtlichen Anforderungen innerhalb der 
hierarchischen Behördenstruktur. Denn es ist bis dato nicht abschließend geklärt, inwieweit 
die sog. Tabuzonenrechtsprechung Auswirkungen auf die notwendige Genehmigung eines 
Flächennutzungsplans zeitigt.

Das Problem tritt zudem verstärkt zutage, wenn verfassungsrechtlich abgesicherte Rechts-
positionen einer planenden Gemeinde in Rede stehen. Denn zum einen fehlt es bisher noch 
an einer enumerativen Auflistung der Einordnung unterschiedlicher Kriterien in das System 
der Tabuzonenrechtsprechung – etwa solcher, die aus den Belangen des besonderen Arten-
schutzes herrühren. Wenn nun zum anderen innerhalb der jeweiligen Belange den eigentlichen 
Planungsträgern Spielräume auf Tatbestands- oder Ermessensseite eingeräumt werden, stellt 
sich die Frage, wie die zunächst gewährte planerische Unabhängigkeit gegenüber der entspre-
chenden Genehmigungsbehörde gegebenenfalls eingeschränkt werden muss oder ob sie wei-
terhin zur Geltung kommen soll.

Einem Teilaspekt der aufgezeigten Thematik widmet sich der vorliegende Band, wenn er 
untersucht, wie die sog. Naturschutzfachliche Einschätzungsprärogative bei der Beurteilung 
des Tötungsverbots aus § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG in das System der Tabuzonenrechtspre-
chung bei der Erstellung eines Flächennutzungsplans einzuordnen ist. Daran schließen sich 
Überlegungen dazu an, wie das Verhältnis zwischen einem solchermaßen angenommenen Be-
urteilungsspielraum auf der einen und dem Genehmigungserfordernis für die Plangestaltung 
auf der anderen Seite ausgestaltet ist respektive ausgestaltet sein müsste.

Hintergrund der Überlegungen ist eine rechtsgutachtliche Stellungnahme des Verfassers 
aus dem Februar 2015, in der die nämlichen Fragestellungen zu begutachten waren.

Die Ausführungen beschließt ein Materialteil, der die im Rahmen der Prüfung wesent-
lichen Vorschriften enthält und dergestalt eine einfache Nachvollziehbarkeit der angestellten 
Erwägungen ermöglicht.


